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Einleitung	

In dieser Dissertation „,Kitas sind (keine) Inseln‘ – Das sozialräumliche Verständnis aus 
Sicht von traditionellen Kindertageseinrichtungen und Familienzentren NRW“ wird der 
sozialpädagogische Terminus der Sozialraum(-orientierung) im Handlungsfeld der Pä-
dagogik der frühen Kindheit (auch Frühpädagogik genannt) aufgegriffen. Die For-
schungsarbeit soll einen Beitrag zur Diskussion um die Deutungsmuster und die Be-
deutung der Einbeziehung des Sozialraums im Bereich der Frühpädagogik leisten.  

Die Debatte um eine sozialräumliche Ausrichtung der institutionellen Kindertages-
betreuung wurde angeregt durch die gesellschaftlichen Veränderungsprozesse der letz-
ten Jahrzehnte. Familie und Familienleben sind different geworden, was insgesamt zu 
einem größeren Gestaltungsrahmen für Familien führt, aber auch gleichzeitig Unsicher-
heiten mit sich bringt. Die familiäre Erziehung erfährt durch die veränderten Lebensla-
gen von Familien und Kindern und die sich somit wandelnden Bedarfe und Bedürfnisse 
eine intensivere Ergänzung durch eine institutionelle Erziehung. Dadurch kommt es zu 
einer Neujustierung des Zusammenspiels von familiärer und institutioneller Erziehung. 
Die Kindertageseinrichtung ist zu einer bedeutsamen Sozialisationsinstanz im Leben 
von Kindern geworden, wodurch die Bildung, Betreuung und die Erziehung verstärkt in 
die öffentliche Hand gleiten. Für Kinder beginnt die „formalisierte Bildungsbiographie“ 
somit früher und eine „institutionalisierte Kindheit“ wird zur Normalität (vgl. Rau-
schenbach & Borrmann 2010, S. 16f.). Dies führt wiederum dazu, dass die Institution 
Kindertageseinrichtung grundlegenden Veränderungsprozessen unterliegt. Einrichtun-
gen, die anfänglich ausschließlich für die Betreuung von Kindern bestimmt waren, müs-
sen heute komplementäre Leistungen erbringen. Sie werden zu Einrichtungen der früh-
kindlichen Bildung und Erziehung und wandeln sich zu Dienstleistungs- und Familien-
zentren, die zugängig für alle Familien im Stadtteil sein sollen. Sie werden zu „Kitas im 
Sozialen Raum“ (vgl. Blankenburg & Rätz-Heinisch 2009, S. 165). In Bezug auf die 
Erfordernisse der Bildung, Betreuung und Erziehung von Kindern wird gerne auf das 
afrikanische Sprichwort, dass es eines ganzen Dorfes bedarf, um ein Kind zu erziehen, 
zurückgegriffen. Das Sprichwort impliziert den Wunsch nach einem dynamischen und 
anregungsreichen Umfeld für Kinder sowie nach einem Gemeinwesen, welches ein-
gebunden ist in den Erziehungsprozess. Es braucht somit scheinbar mehr als die Familie 
als alleinige Erziehungsinstanz. In der modernen Gesellschaft ist die Miterziehung der 
Gesellschaft jedoch nicht gegeben, weshalb es neuere Formen der Einbindung der Ge-
sellschaft in den Erziehungsprozess benötigt, um so den Erziehungsprozess des Kindes 
nicht isoliert, sondern im Kontext des Lebensraumes zu betrachten. Einrichtungen, die 
die institutionalisierte Erziehung übernehmen, sollen die Familie in ihren Lebens-
zusammenhängen als Ganzes in den Fokus nehmen und kinderfördernde sowie eltern-
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unterstützende Angebote vorhalten und die Funktion des verlorenen Dorfes ersetzen 
(vgl. Heitkötter, Rauschenbach & Diller 2008, S. 9f.). Kindertageseinrichtungen stehen 
somit vor der Herausforderung, auf die gesellschaftlichen Anforderungen mit einer 
Erweiterung des Blickes auf das gesamte System zu reagieren (vgl. Rietmann 2008,      
S. 39).  

Bei der Verknüpfung der Thematik Sozialraum(-orientierung) und Kindertageseinrich-
tung wird dem Mitwirken des sozialen Umfeldes der Kinder eine bedeutsame Rolle 
zugeschrieben. Eltern sollen partnerschaftlich in den Alltag der Institution und den 
Erziehungsprozess mit eingebunden werden. Darüber hinaus geraten auch immer mehr 
Großeltern sowie Bewohnerinnen und Bewohner des Nahraumes in den Fokus von 
Kindertageseinrichtungen. Sie werden als eine Ressource für die Arbeit mit Kindern 
begriffen und als „aktive Gestalter des Stadtteiles“ verstanden. Verstärkt richten Ein-
richtungen ihre Angebote auch auf diese Gruppen aus. Um dieses neue komplexe Ter-
rain zu überblicken und den damit neuen Anforderungen professionell zu begegnen, ist 
ein sozialräumlicher Blick unerlässlich (vgl. Blankenburg & Rätz-Heinisch 2009,         
S. 165). In Nordrhein-Westfalen ist in Anlehnung an die sich wandelnden Bedürfnisse 
und Bedarfe von Familien sowie den damit sich verändernden Anspruch an die institu-
tionalisierte Kindertagesbetreuung das Projekt Familienzentrum NRW entwickelt wor-
den. Es wird sich im Rahmen der Studie neben den traditionellen Kindertageseinrich-
tungen auf das Modellprojekt Familienzentrum NRW bezogen, da das Projekt in Nord-
rhein-Westfalen als Beispielprojekt der frühkindlichen Bildung, Betreuung und Erzie-
hung unter verstärkter Einbeziehung der Eltern, der Familie und des sozialen Umfeldes 
gesehen wird (vgl. MGFFI 2013). Familienzentren haben neben den traditionellen Auf-
gaben einer Kindertageseinrichtung zum Ziel, Familien umfassend Unterstützungs-
möglichkeiten in der Bewältigung ihres Lebensalltages zu bieten. Familien sollen hier 
einen niederschwelligen Zugang zu weiterführenden Angeboten erhalten (vgl. Diller & 
Schelle 2009, S. 11). Kindertageseinrichtungen, die sich zu Familienzentren weiter-
entwickelt haben, werden so zum Mittelpunkt eines familienunterstützenden Netz-
werkes in den Kommunen und die Förderung und Unterstützung von Familien und 
Kinder wird zusammen gestaltet (vgl. Syassen 2009, S. 32). Der Unterschied zwischen 
Familienzentren und traditionellen Kindertageseinrichtungen besteht somit in der er-
weiterten konzeptionellen Sichtweise auf die Trias „Kind – Eltern – Institution“. Die 
differenten Trägerstrukturen und vielfältigen Einrichtungsprofile bedingen jedoch, dass 
auch traditionelle Kindertageseinrichtungen dem Angebotsprofil von Familienzentren 
entsprechen können beziehungsweise sich andererseits auch sehr stark davon unter-
scheiden (vgl. Diller & Schelle 2009, S. 8/13/16). 

Paradoxerweise gibt es jedoch keine Definition für den Begriff der Sozialraumorientie-
rung in der Pädagogik der frühen Kindheit und entsprechend dessen auch keine Hand-
lungsanleitungen bezogen auf eine sozialräumliche Arbeitsweise. Einerseits wird somit 
anerkannt, dass eine sozialräumliche Ausrichtung von frühpädagogischen Betreuungs-
einrichtungen zwingend notwendig ist und Kinder in ihren Bildungsprozessen im Kon-



© Waxmann Verlag GmbH. Nur für den privaten Gebrauch.

 	

 11 

text ihrer Familie und ihres Lebensumfeldes betrachtet werden müssen, um auch eben 
diese Familien umfassend zu erreichen, andererseits jedoch werden frühpädagogische 
Betreuungsinstitutionen mit denen an sie gestellten Anforderungen der sozialräumlichen 
Ausrichtung allein gelassen. Eine Neuausrichtung der Arbeit wird gefordert, bei der 
inhaltliche und handlungspraktische Aspekte nicht thematisiert werden. Die sozialräum-
liche Orientierung ist daher derzeit eine ungefüllte Phrase in der Pädagogik der frühen 
Kindheit.  

In der traditionellen Erzieherausbildung wird der Fokus auf das Kind und nicht auf die 
Familie oder auf den Sozialraum gelegt. Daher wird vermutet, dass die Fachkräfte von 
Kindertageseinrichtungen, und dies schließt auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
von Einrichtungen der Familienzentren in NRW mit ein, eher unerfahren in der sozial-
räumlich-orientierten Arbeit sind. Es bedeutet für sie, und das ist eine große professio-
nelle neue Herausforderung, die Bedarfe des eigenen Sozialraums zu analysieren und 
diese anschließend konzeptionell sowie aktiv didaktisch und auch methodisch umzu-
setzen. Hierbei ist zu beachten, dass für die Kindertageseinrichtungen, die sich zu einem 
Familienzentrum NRW weiterentwickelt haben, der Sozialraumbezug ein festgelegtes 
Qualitätskriterium ist, welches erfüllt werden muss, um das Gütesiegel Familienzentrum 
NRW zu erhalten.  

Eine sozialräumliche Ausrichtung im Feld der institutionellen frühpädagogischen    
Kindertagesbetreuung wird derzeit als etwas Neues postuliert. In der Historie der insti-
tutionellen Kleinkinderziehung zeigt sich jedoch, dass sich schon in bestehenden päda-
gogischen Ansätzen Bezüge zum sozialen Raum und Räumlichkeit erkennen lassen. 
Daher ist es in dieser Studie insbesondere von Interesse, nicht nur Expertinnen und 
Experten aus der Institution Familienzentrum NRW hinsichtlich ihrer sozialräumlichen 
Deutungsmuster zu befragen, sondern darüber hinaus auch Expertinnen und Experten 
aus traditionellen Kindertageseinrichtungen. Anhand einer qualitativen Befragung 
möchte die Dissertation die Deutungsmuster und die sich daraus entwickelnde Arbeits-
weise von Sozialraumorientierung im frühpädagogischen Bereich aufzeigen. Als      
traditionelle Kindertageseinrichtungen werden Einrichtungen bezeichnet, die nicht das 
Gütesiegel Familienzentrum NRW tragen. Der Begriff „traditionell“ verweist darauf, 
dass es sich um eine aus der Tradition entstandene Kindertageseinrichtung handelt, die 
den Wandel der frühen Kindheit erfahren, jedoch keine Weiterentwicklung zum Famili-
enzentrum NRW durchlaufen hat. Mit dem Begriff der Expertin/des Experten wird den 
Einrichtungsleitungen von Familienzentren NRW beziehungsweise traditionellen Kin-
dertageseinrichtungen ein besonderes Wissen über den sozialen Kontext, in dem sie 
agieren, zugeschrieben, inbegriffen ein spezielles Wissen über die eigenen Arbeits-
prozesse (vgl. Gläser & Laudel 2010, S. 11). Auf qualitativ sprachlichem Wege sollen 
die Wirklichkeitsdefinitionen der Expertinnen und Experten erfasst werden (vgl. Lam-
nek 2010, S. 173). Im Rahmen der Befragung wird den Expertinnen und Experten kein 
fachliches Verständnis von „Sozialraum“ vorgegeben, es ist vielmehr von Interesse, die 
Deutungsmuster der Befragten herauszuarbeiten. Derzeit gibt es kein anerkanntes Ver-
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ständnis von Sozialraum in der institutionellen Kindertagesbetreuung, wodurch eine 
Beantwortung der Forschungsfrage auf dem derzeitigen Wissensstand nicht möglich ist. 
Daher wurde ein offener sinnverstehender Forschungszugang im Sinne der Grounded-
Theory-Methodologie gewählt (vgl. Strauss 1994). Die Grounded-Theory-
Methodologie wird in der Dissertation nicht nur als Auswertungsmethode angewandt, 
sondern ist forschungsleitend für den gesamten Forschungsprozess.  

Generell steigt der Bedarf an Forschung in der Frühpädagogik im wissenschaftlichen 
und im institutionellen Bereich stetig (vgl. Fröhlich-Gildhoff, Nentwig-Gesemann & 
Haderlein 2008, S. 14). Anders und Roßbach (2013, S. 191) definieren diesen Bedarf 
wie folgt: 

„Der Wissensstand in Bezug darauf, was in den vorschulischen Bildungs- und Betreuungs-
einrichtungen passiert, ist insgesamt (ebenfalls) noch als gering einzustufen. Das ist ins-
besondere deshalb bedeutsam, da die frühpädagogische Praxis derzeit durch diverse Faktoren 
(z. B. Ausbau, Umbau zu Familienzentren, Implementierung von Bildungsplänen, Akademi-
sierung) einem elementaren Wandel unterliegt, so dass Untersuchungen, die vor einigen Jah-
ren durchgeführt wurden, die aktuelle Praxis kaum angemessen widerspiegeln können.“  

Auch der 12. Kinder- und Jugendbericht drückt aus, dass umfassende Interventions-
studien sowie Längs- und Querschnittstudien etc. notwendig sind, um eine breitere 
Wissensbasis für eine qualitative Frühförderung zu erlangen (vgl. BMFSFJ 2005). Zent-
rales Ziel der Studie ist es somit, das sozialräumliche Verständnis in frühpädagogischen 
Institutionen zu erfassen. Darüber hinaus sollen die beiden differenten Organisations-
formen hinsichtlich ihrer heterogenen und homogenen Sichtweisen untersucht werden. 
Insbesondere fehlt es der Fachdebatte um eine sozialräumliche Ausrichtung im Feld der 
institutionellen Kindertagesbetreuung derzeit an empirischen Ergebnissen, die für eine 
weiterführende Gestaltung unerlässlich sind. Diese Dissertation möchte sich diesem 
Forschungsdesiderat annehmen und die derzeit bestehende Forschungslücke schließen 
sowie neue wissenschaftliche Erkenntnisse hervorbringen. 
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1	Der	gesellschaftliche	Wandel	von	Kindheit	und	Familie	

Die Gesellschaft unterliegt einem stetigen Wandel. Von diesem Wandel bleiben auch 
Familie und Kindheit nicht unberührt. Die Kinder- und Schülerzahl sinkt mit der gleich-
zeitig steigenden Anzahl an älteren Menschen. Die Familienformen werden vielfältiger, 
es gibt nicht mehr nur die klassische Familie. Familienleben und Familienstrukturen 
sind different geworden, es gibt Patchworkfamilien, Alleinerziehende, Familien mit 
Migrationshintergrund, Regenbogenfamilien etc. Zudem ist festzuhalten, dass auch die 
Anzahl von Kindern mit Zuwanderungsgeschichte zunimmt, die zusätzlich mit ganz 
individuellen Integrationsproblematiken konfrontiert sein können. Ebenfalls wandeln 
sich die traditionellen Rollenbilder von Mann und Frau, was einerseits zu Unsicherheit, 
aber andererseits auch zu einem größeren Gestaltungsraum führen kann. Des Weiteren 
wurden durch neue Medien neue Wege der Kommunikation und Bereiche der Interakti-
on geschaffen. Medien wie Handys, Fernsehen, Computerspiele oder Internet beeinflus-
sen zunehmend die Entwicklung von Kindern und haben eine nicht zu unterschätzende 
Erziehungs- und Bildungsrelevanz. Auch die unsichere wirtschaftliche Lage – Arbeits-
losigkeit, befristete Arbeitsverträge etc. – kann eine Belastungssituation für Familien 
darstellen. Wachsen Kinder in Armut auf, haben sie häufig immer noch nicht die glei-
chen Entwicklungschancen wie andere Kinder (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 11). 
Diese Anforderungen fassen Heitkötter, Rauschenbach und Diller (2008, S. 10) wie 
folgt zusammen:  

„Die Dynamisierung und Vervielfältigung von Haushalts- und Familienformen, die instabiler 
gewordenen Parameter der Lebensführung, die gestiegene Erwerbstätigkeit von Müttern und 
die damit einhergehende Veränderung der Geschlechter- und Generationsverhältnisse sowie 
die fundamentale veränderte Erwerbswelt mit ihren gestiegenen Flexibilitätsansprüchen, Un-
gewissheiten und Verdichtungstendenzen kennzeichnen diesen Wandel mit Blick auf die 
Familien, Eltern und Kinder.“  

Kinder müssen hier insbesondere in ihren sozialen und kulturellen Kompetenzen bei der 
Entwicklung ihrer Persönlichkeit gefördert werden. Die Familie ist hierfür primär zu-
ständig, sie prägt das Lebensumfeld des Kindes und ist für dessen Wohlergehen verant-
wortlich. Dies erfordert jedoch eine hohe Kompetenz zur Strukturierung und Bewälti-
gung des Alltags von Familien. Nicht immer sind Familien in der Lage, diese Belas-
tungssituationen zu bewältigen und sind mit der Bildung, Betreuung und Erziehung 
ihrer Kinder überfordert. In Einzelfällen kann dies zur Vernachlässigung des Schutzes 
und Wohles des Kindes führen (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 10). Festzuhalten ist 
aber auch, dass der gesellschaftliche Wandel neue vielfältige Chancen für Kinder mit 
sich bringt, die wachsende kulturelle Vielfalt bietet neue Aneignungsmöglichkeiten und 
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Erfahrungsräume (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 11). Durch diese Pluralität der Le-
benslagen der Familien entstehen Bedarfe und Bedürfnisse, die vielfältig und different 
sind und individuelles Handeln erfordern. Dies ist eine Herausforderung für Gesell-
schaft und Familie (vgl. Heitkötter, Rauschenbach & Diller 2008, S. 11f.). Daher ge-
winnen Angebote, die Eltern im Alltag unterstützen, an Bedeutung, damit diese den 
Ansprüchen, die die Gesellschaft zunehmend an sie stellt, entsprechen können. Eltern 
sind somit aus unterschiedlichen Gründen vielfach auf Bildungs-, Erziehungs- und Be-
ratungsangebote angewiesen und müssen hier Unterstützung erfahren (vgl. Tschöpe-
Scheffler & Wirtz 2008, S. 161). Dieser Wandel der gesellschaftlichen Anforderungen 
an Familien führte, gestützt durch Forschung und Wissenschaft, zu maßgeblichen Ver-
änderungen im Feld der Kindertagesbetreuung. Frühpädagogische Betreuungsinstitu-
tionen sollen nun nicht mehr nur ausschließlich das Kind im Blick haben, sondern ihren 
Blick systemisch erweitern auf die Familie und den Sozialraum. Einhergehend damit 
muss ein integrativer und interdisziplinärer Dienstleistungsansatz geschaffen werden 
und das professionelle Selbstverständnis der Fachkräfte eine erweiterte Ausbildung 
erfahren (vgl. Rietmann 2008, S. 39). 

Das Thema Bildung von Kindern und ihren Familien ist in einem breiten sozial- und 
gesellschaftspolitischen Rahmen eingebettet. Insbesondere die PISA-Studien1 sowie der 
7. Familienbericht und der 12. Kinder- und Jugendbericht rückten die Diskussion um 
die Bildungsbedeutsamkeit von Familien verstärkt in den Fokus. Der Familienbericht 
zeigte auf, dass ein Großteil der Familien aufgrund der durch den gesellschaftlichen 
Wandel bedingten steigenden Herausforderungen Unterstützungsangebote zur Bewälti-
gung ihres Alltags benötigt. Im Kinder- und Jugendbericht wurde darauf hingewiesen, 
dass Familien, um diese besagten Anforderungen meistern zu können, in ihrer Kommu-
ne ein aufeinander abgestimmtes System von Bildung, Betreuung und Erziehung benö-
tigen. Beinhalten soll dies Sprach- sowie individuelle Förderung von Kindern,         
Familienförderung, sozialräumliche Netzwerke der Bildung, Qualifizierung von Tages-
betreuung, flächendeckende Ganztagsangebote, pädagogische Reform, Autonomie von 
Schulen, erweiterte Schulträgerschaft und kommunale Bildungsplanung (vgl. Heitköt-
ter, Rauschenbach & Diller 2008, S. 11). Dabei wird deutlich, dass es die eine         
Familienkindheit nicht mehr gibt und die Kindheit, die in Institutionen verlebt wird, 
immer mehr an Bedeutung gewinnt (vgl. Fried, Dippelhofer-Stiem, Honig & Liegle 
2003, S. 7). Frühpädagogische Institutionen werden hier vor die Anforderung gestellt, 
multifunktional für die Familie, unter Berücksichtigung ihrer Bedarfe und Bedürfnisse, 
als Ganzes zu arbeiten (vgl. Tschöpe-Scheffler & Wirtz 2008, S. 160). Familie und 
Gesellschaft tragen beide Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern; diese pri-
vate und auch öffentliche Verantwortung wird somit als eine Aufgabe gesehen, die es 
gleichermaßen von beiden Seiten zu gestalten und zu ergänzen gilt (vgl. Heitkötter, 
Rauschenbach & Diller 2008, S. 12).  

                                                             
1  Kurz für „Programme for International Student Assessment“ (Programm zur internatio-

nalen Schülerbewertung). 
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2	Die	Kindertageseinrichtung	als	Ort	der	frühen	Bildung,	
Betreuung	und	Erziehung		

Im Jahr 1837 eröffnete Friedrich Fröbel, der Begründer des Kindergartens, seine erste 
„Anstalt für Kleinkinderpflege“ (vgl. Altgeld, Krüger & Menke 2009, S. 43f.). Im Jahr 
1922 wurde die Einrichtung von Kindergärten im Reichsjugendwohlfahrtsgesetz ver-
ankert (vgl. Diller 2010, S. 139). Die Funktionen von Kindertageseinrichtungen haben 
sich seitdem immer wieder verändert. Gleichbleibend ist, dass die Kernarbeit von    
Kindertageseinrichtungen in der Betreuung und ergänzend daran der Erziehung und 
Bildung von Kindern liegt. Der 12. Kinder- und Jugendbericht forderte den Bildungs-
anspruch „im Sinne eines persönlichen Rechts des Kindes als ‚Bildung von Anfang an‘ 
zu betrachten“ (BMFSFJ 2005, S. 349). 

Die Betreuung von Kindern ist gesetzlich durch das Kinder- und Jugendhilfegesetz 
beziehungsweise durch das Sozialgesetzbuch VIII geregelt. Die einzelnen Bundesländer 
tragen die Verantwortung für die Implementierung. Die Jugendämter sind auf kommu-
naler und lokaler Ebene für die Verwaltung der Betreuungsangebote zuständig. Angebo-
te der Kinderbetreuung bieten verschiedene öffentliche und freie Träger an. Diese Viel-
falt ist gewünscht und ebenfalls gesetzlich festgeschrieben (vgl. Altgeld, Krüger & 
Menke 2009, S. 43f.). Seit dem 1. August 2013 ist der gesetzliche Anspruch auf einen 
Betreuungsplatz für Kinder ab der Vollendung des ersten Lebensjahres in Kraft getre-
ten; dieser Anspruch ist im § 24 Abs. 2 SGB VIII verankert. Vorher galt dieser An-
spruch nur für Kinder mit einem besonderen Bedarf. Somit können aktuell alle Eltern 
ihren Anspruch auf einen Platz geltend machen. In der Realität sind jedoch in vielen 
Kommunen nicht ausreichend Betreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren verfügbar. 
Zudem ist zu berücksichtigen, dass „der Inhalt der Leistung, also die Anforderungen an 
die Qualität der frühkindlichen Förderung jedoch unverändert bleibt, weil sich der bun-
desrechtliche Maßstab für die Ausgestaltung der frühkindlichen Förderung mit dem 
Inkrafttreten des Rechtsanspruches nicht verändert hat“ (Wiesner, Grube & Kößler 
2013, S. 2).  

Die Kindertageseinrichtung ist ein pädagogischer Ort, der unter Einbeziehung der Eltern 
und der Familien einen institutionellen Rahmen für Kinder von null Jahren bis zum 
Eintritt in die Schule bildet. Dennoch hat es hier im Handlungsfeld in den vergangenen 
Jahren grundlegende Erweiterungen gegeben. Nach Diller (2005 zit. in Robert Bosch 
Stiftung 2011, S. 15) verstehen sich Kindertageseinrichtungen heute „nicht mehr primär 
als Betreuungseinrichtung, sondern sehen ihre anspruchsvolle Aufgabe in der familien-
ergänzenden Bildung, Betreuung und Erziehung von Kindern. Darüber hinaus streben 
sie an, sich zu Familienzentren weiter zu entwickeln und ihre Sozialraumorientierung zu 
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stärken.“ Einrichtungen sollen demnach partizipativ mit den Eltern zusammenarbeiten, 
sie demokratischer einbinden, ihre Arbeit vernetzter gestalten und diese zudem stärker 
am Sozialraum ausrichten. Auch ist aufgrund des demographischen Wandels eine zu-
nehmend interkulturelle Öffnung und kultursensible pädagogische Arbeit wesentlich, 
um allen Kindern und Familien eine Teilhabe an den Bildungsprozessen zu ermögli-
chen. Durch die Einführung des bereits erwähnten Rechtsanspruches auf einen Betreu-
ungsplatz für Kinder ab Vollendung des ersten Lebensjahres eröffnet sich auch hier ein 
weiteres Handlungsfeld für frühpädagogische Betreuungsinstitutionen. Von diesem 
Wandel ist auch die Ausbildung frühpädagogischer Fachkräfte nicht unberührt. Das 
Berufsbild gewinnt an Komplexität2 (vgl. Robert Bosch Stiftung 2011, S. 15). Auch das 
Bild vom Kind in der Frühpädagogik ist einem Wandel unterlegen. Kinder werden nicht 
mehr als Objekt von Erziehung begriffen, sondern als handelnde Subjekte und aktive 
Ko-Konstrukteure ihrer Entwicklung (vgl. Viernickel u. a. 2011 zit. in Robert Bosch 
Stiftung 2011, S. 15). 

Neben ihrem pädagogischen Bildungsauftrag, den Kindertageseinrichtungen zu erfüllen 
haben, sind sie aber auch eine institutionelle Organisationsform, die eine Dienstleistung 
erbringt. Kindertageseinrichtungen bewegen sich in diesem Zwiespalt. Ökonomisch 
gesehen ist in einem wirtschaftlichen Dienstleistungsbetrieb „Kunde derjenige, der für 
die Dienstleistung bezahlt“ (Textor o. J.). In der Kindertagesbetreuung gestaltet sich 
dies jedoch etwas anders. Eltern und Kinder sind die primären Kunden, das Land, die 
Kommune und die Träger sind jedoch diejenigen, die in erster Linie, neben den Eltern-
beiträgen, die Dienstleistung finanzieren und „wie jeder Kunde haben sie Interesse, viel 
für wenig Geld zu bekommen“ (Textor o. J.). Darauf lässt sich zurückführen, dass in 
Kindertageseinrichtungen formelle Dinge, wie die Betreuungszeiten erweitert wurden, 
aber gleichzeitig der Betreuungsschlüssel herabgesetzt wird (vgl. Textor o. J.). Fach-
kräfte in der Kindertagesbetreuung unterliegen gesetzlich der Aufgabe, „das Recht eines 
jeden jungen Menschen auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit“ (§ 1 Abs. 1 SGB VIII, 
vgl. § 22 Abs. 1 SGB VIII) zu gewährleisten sowie das Kind in seiner „individuellen 
und sozialen Entwicklung (zu) fördern und dazu bei(zu)tragen, Benachteiligungen zu 
vermeiden oder abzubauen, es vor Gefahren für sein Wohl (zu) schützen und für ihn 
positive Lebensbedingungen (zu) schaffen“ (§ 1 Abs. 3 SGB VIII). Diese gesetzlichen 
Anforderungen sind jedoch keine Dienstleistungen, die sich explizit definieren und 
finanziell festlegen lassen. Hier steht nicht eine kurze zweckmäßige Beziehung zwi-
schen Dienstleister und Kunde im Mittelpunkt, sondern vielmehr eine persönliche, lang-
fristige Beziehung (vgl. Textor o. J.). Esch, Klaudy und Stöbe-Blossey (2005, S. 90) 
implizieren im Begriff des Dienstleistungszentrums den Anspruch, dass die Kinderta-
geseinrichtung ein niederschwelliger Ansprechpartner für Familien im Nahraum ist. Die 
Institution soll vielfältige Angebote der Familienbildung sowie Unterstützung und Bera-
tung von Familien bei Erziehungsfragen vorhalten. Im § 22 Abs. 2 Satz 2 SGB VIII 

                                                             
2  Siehe Kapitel 2.3 „Reformierung des Berufsfeldes frühpädagogischer Fachkräfte“. 
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wird das Leistungsangebot von Kindertageseinrichtungen definiert. Darin heißt es, dass 
sich die Angebote „pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder 
und ihrer Familien orientieren.“ Familien tragen unterschiedliche Bedürfnisse an die 
Einrichtung heran, dieser Individualisierung wird hier eine besondere Bedeutung bei-
gemessen. Hier wird nicht nur den pädagogischen Bedürfnissen Rechnung getragen, 
sondern auch den organisatorischen, wie zum Beispiel der Gestaltung von Betreuungs-
zeiten. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass Kindertageseinrichtungen in einer Weiter-
entwicklung zu multifunktionalen Institutionen stehen. Seit in den 1970er Jahren erst-
mals der Ruf nach einer Reform laut wurde hat sich eine Menge getan. Im Fokus von 
frühpädagogischen Betreuungsinstitutionen steht nicht mehr ausschließlich die Betreu-
ung von Kindern, sondern ein vielschichtiger Bildungsauftrag unter Einbeziehung der 
Familien und weiterer Institutionen im Nahraum. 

2.1	Der	landespolitische	Anspruch	an	Kindertageseinrichtungen	

Die institutionelle Bildung, Betreuung und Erziehung von Kindern ist gesetzlich ge-
regelt. Basis hierfür ist das Kinder- und Jugendhilfegesetz (SGB VIII) § 22 bis § 25. 
Darin ist festgeschrieben, dass Tageseinrichtungen Kinder in ihrer Entwicklung zu einer 
eigenverantwortlichen und gemeinschaftsfähigen Person fördern sollen. Hier wird deut-
lich, dass bereits gesetzlich der Gemeinsinn verankert ist. Ein Kind soll nicht nur indi-
viduell gefördert werden, sondern auch ganz explizit zu einem gesellschaftsfähigen 
Wesen erzogen werden. Weiter legt das Gesetz fest, dass sich die Angebote von Kinder-
tageseinrichtungen an den Bedürfnissen der Familien orientieren sollen und gemeinsam 
mit diesen und anderen relevanten Institutionen im Nahraum zum Wohle des Kindes 
zusammengearbeitet werden muss (vgl. Bundesministerium der Justiz und für Verbrau-
cherschutz o. J.). Landespolitisch konkretisiert das Kinderbildungsgesetz den Bildungs-
auftrag von frühpädagogischen Institutionen, auf welches anschließend näher eingegan-
gen wird. Die Grundsätze zur Bildungsförderung NRW, welche die konkrete Gestaltung 
der Bildungsförderung festlegen, werden ebenfalls näher vorgestellt.  

Der zentrale Unterschied zwischen der Bildung im Elementarbereich und der Bildung 
im Primärbereich ist der, dass in Deutschland der Besuch einer Kindertageseinrichtung 
im Gegensatz zum Schulbesuch freiwillig ist. Das heißt, Eltern können eigenständig 
entscheiden, ob sie ihr Kind lieber privat oder institutionell betreuen lassen möchten. 
Zudem verfügt die Betreuung in Kindertageseinrichtungen über eine enorme Trägerviel-
falt. Eltern haben das Recht, frei zu entscheiden, in welcher Institution sie ihr Kind 
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betreuen lassen möchten, ferner gilt das Prinzip der Subsidiarität3. Im Gegensatz dazu 
sind Schulen überwiegend in öffentlicher Trägerschaft und nur in Einzelfällen in freier 
Trägerschaft (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 9). 

2.1.1	Das	Gesetz	zur	frühen	Bildung	und	Förderung	von	Kindern	(KiBiz)	

Mit dem am 01. August 2008 in Kraft getretenem „Gesetz zur frühen Bildung und För-
derung von Kindern“4, welches das ehemals geltende „Gesetz für Tageseinrichtungen 
für Kinder“5 ablöste (vgl. MFKJKS 2014), wurde von der Landesregierung Nordrhein-
Westfalen das Ziel gesetzt, den Bildungsauftrag von Kindertageseinrichtungen zu stär-
ken (vgl. MGFFI 2009, S. 1). Im Kindergartenjahr 2011/2012 folgte bereits die erste 
KiBiz-Revision (vgl. MFKJKS 2011) und im Kindergartenjahr 2014/2015 erfolgte die 
zweite KiBiz-Revision (vgl. MFKJKS 2014). Dieses neue Bildungsgesetz ist vor allem 
in der Praxis nicht unumstritten, insbesondere die „Pro-Kopf-Pauschale“, d. h. die Ver-
knüpfung von Personalstunden an die Gruppenform und die gebuchten Betreuungs-
zeiten der Eltern für ihr Kind stoßen auf Kritik, da dies in der Praxis oft weniger Perso-
nal und eine steigende Anzahl an zu betreuenden Kindern bedeutet (vgl. Haas 2009,     
S. 7). Durch das KiBiz sollen Kinder dessen ungeachtet unabhängig von ihrer Herkunft 
gleiche Bildungschancen erhalten. Zudem ist die Schaffung von Betreuungsplätzen für 
unter Dreijährige ein zentrales Anliegen. Ebenfalls wird die Weiterentwicklung von 
Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren, welche ein systematisches Unterstüt-
zungsnetzwerk für Familien bilden sollen, berücksichtigt (vgl. MGFFI 2009, S. 1). Das 
Gesetz gilt für die Bildung, Betreuung und Erziehung von Kindern in Kindertagesein-
richtungen und in der Kindertagespflege (§ 1) (vgl. MGFFI 2009, S. 23). 

Der allgemeine Grundsatz des KiBiz (festgehalten in § 2) ist es, dass jedes Kind ent-
sprechend seiner Persönlichkeit gefördert und gebildet wird. Die primäre Verantwor-
tung hierfür wird bei den Eltern gesehen, die Kindertageseinrichtung und Kindertages-
pflege somit als Ergänzung und Unterstützung der familiären Erziehung (vgl. MGFFI 
2009, S. 23). Als zentrale Aufgabe von Kindertageseinrichtungen und Kindertagespfle-
ge gilt der Bildungs-, Betreuungs- und Erziehungssauftrag (vgl. MGFFI 2009, S. 23), 
welcher in den Grundsätzen zur Bildungsförderung NRW festgehalten ist.6 Kinder sol-
len gemäß ihrer individuellen Persönlichkeit gefördert und Eltern bezüglich Bildung 

                                                             
3  Das Subsidiaritätsprinzip ist das Prinzip der Nachrangigkeit, welches in vielen Feldern der 

Sozialen Arbeit vorherrscht. Demnach werden Kindertageseinrichtungen zunächst von 
freien Trägern gestellt und erst, wenn sich kein freier Träger findet, übernimmt die Ein-
richtung ein öffentlicher Träger (vgl. Vogelsberger 2002, S. 21). 

4  Im weiteren Verlauf der Arbeit wird das Gesetz zur frühen Bildung und Förderung von 
Kindern vorwiegend mit der Kurzform KiBiz benannt. KiBiz steht für Kinderbildungs-
gesetz.  

5  Kurz GTK. 
6  Siehe Kapitel 2.1.2 „Grundsätze zur Bildungsförderung NRW“. 
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und Erziehung informiert und beraten werden (vgl. MGFFI 2009, S. 23). Die Zusam-
menarbeit mit den Eltern und die Elternmitwirkungsbereiche sind im § 9 des KiBiz fest 
verankert. Darin heißt es, dass Eltern einerseits im Rahmen einer partnerschaftlichen 
Zusammenarbeit regelmäßig, mindestens einmal im Jahr, einen Anspruch auf ein Ge-
spräch mit der Einrichtung haben und anderseits aktiv im Rahmen von Mitwirkungs-
gremien wie Elternversammlungen und Elternbeiräten die Möglichkeit bekommen müs-
sen, sich zu engagieren, damit die Interessen von Einrichtung und Eltern zusammen-
getragen werden (vgl. MGFFI 2009, S. 24). Eltern sollen somit auf Basis von vertrau-
ensvollen Entwicklungsgesprächen betreffend ihres Kindes sowie im Rahmen von or-
ganisierter Mitbestimmung am Alltag von Kindertageseinrichtungen teilnehmen.  

Im Hinblick auf die in dieser Forschungsarbeit leitende Fragestellung der Sozialraum-
orientierung ist insbesondere der zweite Abschnitt „Förderung in Kindertageseinrich-
tungen“ von Interesse. Hier ist in § 13 unter Berücksichtigung der Artikel 6 und Artikel 
7 der Landesverfassung Nordrhein-Westfalen festgehalten:  

„Bildung ist die aktive Auseinandersetzung des Kindes mit seiner Umgebung auf der Grund-
lage seiner bisherigen Lebenserfahrung. Sie ist ein konstruktiver Prozess, bei dem Selbst-
bildung durch unmittelbare Wahrnehmung und aktives, experimentierendes Handeln einer-
seits und Einfluss der Umgebung andererseits im wechselseitigen Verhältnis zueinander   
stehen. Bildung wirkt darauf hin, die Entwicklung des Kindes zu einer eigenständigen Per-
sönlichkeit und den Erwerb seiner sozialen Kompetenz (...) zu fördern.“ (MFKJKS 2014)  

Weiter heißt es in § 13 Abs. 2, dass die differenten Lebenslagen der Kinder und Fami-
lien berücksichtigt werden sollen und die Bildungsförderung von Kindern unabhängig 
der sozialen Situation zu sichern ist (vgl. MFKJKS 2014). In Bezug auf die Thematik 
der Sozialraumorientierung sollen somit die individuellen Lebenssituationen der Fami-
lien berücksichtigt werden. Auch Kinder sollen als Individuen wahrgenommen werden 
und ihnen sollen entsprechend ihrer Interessen und Fähigkeiten Aneignungsmöglich-
keiten, zum Beispiel kultureller Art, geboten werden.  

Unter § 14 „Kooperationen und Übergänge“7 findet sich hinsichtlich auf die forschungs-
leitende Fragestellung ein besonders interessanter Aspekt. Hier heißt es:  

„Zur Erfüllung der Aufgaben nach diesem Gesetz und zur Sicherung eines beständigen Bil-
dungs- und Erziehungsprozesses des Kindes sollen insbesondere das pädagogische Personal 
in den Tageseinrichtungen und die Tagespflegepersonen unter Berücksichtigung klein-
räumiger Gebiets- und Sozialstrukturen miteinander, aber auch mit anderen Einrichtungen 
und Diensten, die ihren Aufgabenbereich berühren, zusammenarbeiten. Diese Zusammen-
arbeit soll zum Wohl des Kindes, in einem gleichberechtigten, partnerschaftlichen Verhältnis 

                                                             
7  Ehemals § 15 „Vernetzung von Kindertageseinrichtungen“ (MGFFI 2009), dieser Paragraf 

wurde durch die KiBiz Revision 2014 aufgehoben. 
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und unter Beachtung des Rechts auf informationelle Selbstbestimmung der Kinder und ihrer 
Eltern erfolgen.“ (MFKJKS 2014) 

Demnach wird im KiBiz darauf hingewiesen, dass Kindertageseinrichtungen sich mit 
ihrer Arbeit in Bezug auf Kooperationen und Vernetzungen an den Gegebenheiten des 
Sozialraums orientieren müssen. Ebenfalls weist dieser Paragraf darauf hin, dass     
Kindertageseinrichtungen mit anderen Einrichtungen zusammenarbeiten sollen, sofern 
diese Institutionen den Aufgabenbereich der Kindertageseinrichtung berühren. An die-
ser Stelle ist das KiBiz (wieder) sehr vage und schreibt keine verpflichtenden Koopera-
tionen vor, bis auf die unter § 14 genannte Zusammenarbeit mit der Tagespflege, der 
Frühförderung und Komplexleistungen (§ 14a) sowie die Zusammenarbeit mit der 
Grundschule (§ 14b).  

Darüber hinaus hieß es im ehemaligen § 15 des Kinderbildungsgesetzes: „Sie haben im 
Rahmen der örtlichen Jugendhilfeplanung den sozialräumlichen Bezug ihrer Arbeit 
sicherzustellen“. Dieser Paragraf wurde durch die KiBiz-Revision 2014 aufgehoben und 
die Inhalte in § 14 aufgegriffen. Der Passus des sozialräumlichen Bezuges wurde dabei 
gestrichen (vgl. MGFFI 2009). Somit waren Kindertageseinrichtungen nach der Fas-
sung des KiBiz 2008 per Gesetz zu einer sozialräumlichen Ausrichtung verpflichtet. 
Dennoch ist festzuhalten, dass das KiBiz keine klare Definition von sozialräumlicher 
Ausrichtung vorgab oder derzeit vorgibt.  

Unter § 16 finden Familienzentren gesondert Beachtung im KiBiz. Hier werden sowohl 
die Aufgaben unter § 16 Abs. 1 erläutert, d. h. die Bündelung und Vernetzung von Bera-
tungs- und Hilfsangeboten für Familien, Unterstützung bei der Vermittlung von Tages-
pflege, die Betreuung der Kinder außerhalb der regulären Öffnungszeiten und Sprach-
förderung, als auch unter § 16 Abs. 2 wird besonders betont, dass Familienzentren auf 
Basis eines „sozialräumlichen Gesamtkonzeptes“ im Verbund tätig sein können (vgl. 
MGFFI 2009, S. 26). Ein expliziter sozialräumlicher Bezug wird hier jedoch nicht wei-
ter herausgestellt.  

Die erste KiBiz-Revision im Jahr 2011/12 beinhaltete einen besseren Personalschlüssel 
im U3-Bereich, finanzielle Entlastungen von Familien, bessere berufliche Möglich-
keiten für Kinderpflegerinnen und Kinderpfleger, bessere Integration von Kindern mit 
Behinderungen, höhere finanzielle Förderung von Familienzentren, Sicherung von 
Fachkräften und Förderung des U3-Ausbau. Ebenso wurde die Bedeutsamkeit der Ein-
beziehung der Eltern, d. h. eine Stärkung der Erziehungspartnerschaft, verankert (vgl. 
MFKJKS 2011). Zum 1. August 2014 trat eine weitere Revision, das „Gesetz zur Ände-
rung des Kinderbildungsgesetzes und weiterer Gesetze“, in Kraft. Es hat zum Ziel, die 
Bildungschancen und die Bildungsgerechtigkeit zu fördern. Im Sinne der Inklusion soll 
eine gemeinsame Bildung und Erziehung aller Kinder mit Blick auf ihren individuellen 
Förderbedarf erfolgen. Die Sprachbildung soll nun alltagsintegriert und kontinuierlich 
von Beginn an in den Kindertageseinrichtungen passieren. Dafür stellt der Bund Ein-
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richtungen, in denen sich ein besonders hoher Anteil von Kindern mit Sprachförder-
bedarf befindet, zusätzliche Mittel in Höhe von mindestens 5.000 € pro Kindergarten-
jahr zur Verfügung. In Bezug auf die Thematik der sozialräumlichen Orientierung sind 
die neu eingeführten „plusKitas“ (§ 16a) von Interesse. Kindertageseinrichtungen, die in 
einem belasteten Nahraum liegen und von einem hohen Anteil von Kindern mit beson-
derem Unterstützungsbedarf besucht werden, erhalten eine zusätzliche Förderung von 
mindestens 25.000 € jährlich, welche in zusätzliche Fachkraftstunden fließt. Darüber 
hinaus wird in der zweiten Revision das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern hinsichtlich 
der Einrichtungsform und des Betreuungsortes gestärkt (vgl. MFKJKS 2014).  

In diesem Kapitel wurde aufgrund des Umfangs nicht das gesamte Kinderbildungs-
gesetz abgebildet, sondern es wurden nur die für die Forschungsarbeit relevanten As-
pekte berücksichtigt. Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass das KiBiz er-
kennbare Aspekte von Sozialraumorientierung beinhaltet, wie die individuelle, aber 
auch kulturelle Förderung von Kindern. Ebenso wird festgehalten, dass den Kindern die 
eigenständige Aneignung von Wissen und Fertigkeiten ermöglicht werden soll sowie 
die Zusammenarbeit mit den Eltern, die Kooperation mit der Institution Grundschule 
und mit anderen „relevanten“ Institutionen. Ebenfalls wird direkt auf eine sozialräumli-
che Ausrichtung hingewiesen, welche aber nicht weiter ausgeführt wird. 

2.1.2	Grundsätze	zur	Bildungsförderung	NRW	

Die Spitzenverbände der freien und öffentlichen Wohlfahrtspflege, kirchliche Träger-
verbände sowie das Ministerium Schule, Jugend und Kinder8 haben im Jahr 2003 die 
Bildungsvereinbarung NRW abgeschlossen. Die Bildungsvereinbarung soll mittels 
festgelegter Rahmenbedingungen den Bildungsauftrag von frühpädagogischen Kinder-
betreuungseinrichtungen stärken (vgl. MSJK 2003, S. 4). Die Bildungsvereinbarung 
„Fundamente stärken und erfolgreich starten“ wurde als Grundlage im Jahr 2010 durch 
die formulierten Bildungsgrundsätze „Mehr Chancen durch Bildung von Anfang an – 
Entwurf – Grundsätze zur Bildungsförderung für Kinder von null bis zehn Jahren in 
Kindertageseinrichtungen und Schulen im Primarbereich Nordrhein-Westfalen“ weiter-
entwickelt (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 8). 

Die Grundsätze zur Bildungsförderung möchten zu einer besseren Verzahnung vom 
Elementar- und Primarbereich beitragen und jedem Kind eine individuelle Bildungs-
förderung in Kindertageseinrichtungen ermöglichen (vgl. MSJK 2003, S. 4f.). Diese ist 
auf Basis des Übereinkommens über die Rechte von Kindern von 1989 entstanden und 
stimmt mit dem Grundgedanken des Artikel 6 der Landesverfassung „Wertschätzung, 
Respekt und Achtung und ein daraus erwachsender gleichberechtigter Umgang ist  
Voraussetzung für ein soziales und demokratisches Miteinander“ überein (vgl. 
MFKJKS & MSW 2010, S. 9). Die Grundsätze zur Bildungsförderung gehen von einem 
                                                             
8 Kurz MSJK. 
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kompetenten Kind aus, welches eigenständiger Akteur seiner Entwicklung ist. Kinder 
nehmen Teil am sozialen Miteinander und an der Umwelt. Sie eignen sich die Welt an 
und bilden sich selbst; „personale, räumliche und sächliche Einflussfaktoren“ werden 
mit einbezogen. „Informelle Aneignungsprozesse werden durch nonformale Bildungs-
prozesse erweitert und ergänzt.“ Das Kind wird als ein soziales und gesellschaftliches 
Wesen gesehen, damit es in die sich ihm bietende kulturelle und soziale Welt hinein-
wächst. Dem Spiel als zentrales Ausdrucksmedium von Kindern wird hierbei eine be-
sondere Bedeutung beigemessen (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 17–20). Gesellschaft-
liche Teilhabe wird als Primärziel verstanden. Das Kind soll Förderung in Aneignungs-
prozessen erfahren; wofür müssen die sozialen Rahmenbedingungen geschaffen werden 
müssen (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 39). Der Gestaltung einer vertrauensvollen 
Beziehung zwischen Kind und Fachkraft kommt eine ebenso große Bedeutung zu wie 
der individuellen Gestaltung von Lernprozessen. Verschiedene Lernformen sollen ge-
nutzt und differenzierte Materialen und Methoden angewendet werden. Insbesondere 
der Projektarbeit wird ein hoher Stellenwert beigemessen, da hier mit den Lerninhalten 
an der Lebenswelt der Kinder angeknüpft wird und der Zugang zu einem Thema so 
vielfältig wie möglich gestaltet werden kann (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 22/25). 
Auch der Gestaltung der Räumlichkeiten wird Bedeutung beigemessen. Demnach sind 
„Räume der Ausgangspunkt für kindliches Entdecken und Forschen“, sie sollen Lern- 
und Lebensraum für die Kinder sein. Ebenso ist ein strukturierter Ablauf von pädagogi-
schen Institutionen für Kinder wichtig. Ein regelmäßiger, immer wiederkehrender 
Rhythmus mit festen Regeln und Ritualen hilft Kindern, sich in ihrer Welt zurechtzu-
finden (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 23). In den Grundsätzen zur Bildungsförderung 
wird auch die Herausforderung mit dem Umgang von Diversität (zum Beispiel soziale 
Ungleichheit, kulturelle Unterschiede, Kinder mit unterschiedlichen Beeinträchtigungen 
oder Begabungen sowie der Geschlechterunterschied) thematisiert. Diese Vielfalt soll 
als Chance gesehen und konstruktiv genutzt werden. Auch wird auf die regionalen Un-
terschiede hingewiesen. Unterschiedliche Regionen im Land bringen unterschiedliche 
Chancen und Möglichkeiten mit sich. Institutionen im städtischen Bereich haben ganz 
andere Bildungsanregungen als Einrichtungen in ländlichen Bezirken, daher ist es „im 
Interesse der pädagogischen Prinzipien der Alltagsorientierung und des situativen Ler-
nens notwendig, die Nahumwelt für die pädagogische Arbeit und die Aneignung der 
Außenwelt zu nutzen. Dabei ist es für Kinder – unabhängig von ihrem Lebensort – 
wichtig, Erfahrungen in unterschiedlichen Lebensräumen, zum Beispiel ländlichen 
Regionen und Ballungsgebieten, zu machen.“ Dieser Aspekt ist insbesondere in Bezug 
auf die hier leitenden Forschungsfragen von Interesse. In den Grundsätzen der Bil-
dungsförderung ist somit die Erkundung unterschiedlicher Sozialräume verankert. Kin-
der sollen ihren Nahraum, aber auch differente Nahräume, kennenlernen und sich diese 
aneignen (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 31ff.). Darüber hinaus sollen Übergänge, sei 
es von der Familie in die Kindertageseinrichtung oder von der Kindertageseinrichtung 
in die Schule, für Kinder gestaltet und begleitet werden (vgl. MFKJKS & MSW 2010, 
S. 34ff.). 
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In den Grundsätzen zur Bildungsförderung wurden zehn Bildungsbereiche definiert, die 
sich zwar thematisch voneinander abgrenzen lassen, in der Praxis jedoch verschwim-
men. Das primäre Ziel ist die gesellschaftliche Teilhabe von Kindern, ebenso sollen sie 
Sach- und Methodenkompetenz, die Selbstkompetenz und die Sozialkompetenz aus-
bilden. Dies soll im Rahmen der Bildungsbereiche geschehen. Selbstkompetenz als 
Fähigkeit sich eigenständig und individuell zu entwickeln, Sozialkompetenz als Fähig-
keit in der Gemeinschaft zu agieren und Sach- und Methodenkompetenz als Fähigkeit 
situationsentsprechend urteilen und handeln zu können. Diese Kompetenzen entfalten 
sich in Bildungssituationen, die Unterstützung, Begleitung, den sozialen Kontext und 
das selbständige Aneignen berücksichtigen. Die Bildungsbereiche sind Bewegung, 
Körper, Gesundheit und Ernährung, Sprache und Kommunikation, soziale, kulturelle 
und interkulturelle Bildung, musisch-ästhetische Bildung, Religion und Ethik, mathe-
matische Bildung, naturwissenschaftlich-technische Bildung, ökologische Bildung und 
Medienbildung (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 45–51). Im Folgenden sollen die zent-
ralen Elemente der einzelnen Bildungsbereiche zusammenfassend dargestellt werden: 

Bewegung  

Der Bildungsbereich Bewegung trägt der Annahme Rechnung, dass sich Kinder ihre 
räumliche und dingliche Welt hauptsächlich mit allen Sinnen über Bewegung aneignen. 
Nicht nur die körperliche, sondern auch die kognitive Entwicklung von Kindern wird 
durch Bewegung gefördert. Damit Kinder ihren Bewegungsdrang ausleben können, 
müssen Einrichtungen Kindern Bewegungsräume beziehungsweise eine zur Bewegung 
anregende Umgebung bieten und dies nicht nur in den Räumlichkeiten der Einrichtung 
sondern auch außerhalb. Die Bildungsgrundsätze sprechen hier von Ausflügen in die 
Natur und die Stadt, damit Kinder umfassende Bewegungsreize erhalten und zudem 
lernen, sich zum Beispiel im Straßenverkehr angemessen zu verhalten (vgl. MFKJKS & 
MSW 2010, S. 52–55). 

Körper, Gesundheit und Ernährung 

Der Bildungsbereich Körper, Gesundheit und Ernährung ist eine Verknüpfung dreier 
Einzelbereiche, die im pädagogischen Alltag eng miteinander verknüpft sind. Dieser 
Bildungsbereich zielt auf die Entwicklung eines gesunden Körpergefühl ab. Es geht um 
das Wahrnehmen des eigenen Körpers und um eine Verantwortungsübernahme dessen. 
Die Kinder werden in ihren Sinnen geschult und benötigen hierfür eine anregende 
Raum- und Materialgestaltung; ebenfalls sollen sie die klassische Körperpflege erlernen 
und dafür Verantwortung tragen. Im Bereich Ernährung sollen sie ein gesundes Ernäh-
rungsverhalten entwickeln und zu einem nachhaltigen Umgang mit Lebensmitteln ange-
leitet werden (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 56–60). 
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Sprache und Kommunikation 

Sprache ist ein alltägliches, soziales Medium und wesentlich für die zwischenmensch-
liche Kommunikation. Daher findet sich der Bildungsbereich Sprache und Kommuni-
kation in allen anderen Bildungsbereichen wieder. In pädagogischen Institutionen ist 
eine „Kultur des Dialogs und der Kommunikation wesentlich.“ Ebenfalls soll die Erst-
sprache der Kinder im Sinne der Sprachentwicklung gefördert werden (vgl. MFKJKS & 
MSW 2010, S. 61ff.). 

Soziale, kulturelle und interkulturelle Bildung 

Der Bildungsbereich soziale, kulturelle und interkulturelle Bildung berücksichtigt den 
gemeinschaftlichen Aspekt von pädagogischen Institutionen. Das Kind soll sich als ein 
Teil der Gemeinschaft erfahren und lernen in dieser zu agieren. Ein Vertrauen zu sich 
selbst zu entwickeln ist hierbei wesentlich, um offen gegenüber anderen Lebenswelten 
zu sein. Das Kind wird im Rahmen dieses Bildungsbereiches, der sich in vielen ver-
schiedenen Bildungsprozessen vollzieht, auf die vielfältige Gesellschaft vorbereitet. Ihm 
sollen Erfahrungsräume, zum Beispiel im Rahmen von Kinderversammlungen, geboten 
werden, um Partizipation und Mitbestimmungsrecht zu erfahren (vgl. MFKJKS & 
MSW 2010, S. 64–67).  

Musisch-ästhetische Bildung 

Der Bildungsbereich musisch-ästhetische Bildung geht davon aus, dass Kinder sich 
durch aktive und kreative Auseinandersetzung mit ihrer Umgebung entwickeln. Dafür 
müssen Kindern Sinnesanregungen geboten werden, die sinnliche Wahrnehmungserfah-
rungen im alltäglichen Leben ermöglichen. Durch diese Wahrnehmungs-, Erkenntnis- 
und Selbstbildungsprozesse erschließen sich Kinder ihr subjektives Bild von der Welt 
(vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 68–71).  

Religion und Ethik 

Im Bildungsbereich Religion und Ethik sollen Kinder die multikulturelle und multireli-
giöse Lebenswelt, in der sie leben, wahrnehmen und erleben. Sie sollen die Möglichkeit 
bekommen, sich altersangemessen mit ihren religiösen und ethischen Fragen auseinan-
derzusetzen und hier zum Beispiel Feste und Rituale aus der eigenen Glaubensreligion, 
aber auch aus anderen Glaubensreligionen entdecken (vgl. MFKJKS & MSW 2010,      
S. 72ff.).  

Mathematische Bildung 

Im Bildungsbereich Mathematische Bildung sollen Kinder mathematische Gesetzmä-
ßigkeiten im Rahmen ihrer Lebenswelt entdecken und erlernen. Hier geht es um das 
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Entdecken, Erforschen und Erklären von Beziehungen, Strukturen und Regelmäßig-
keiten. Dies kann zum Beispiel im Sinne des räumlichen Denkens durch die Erstellung 
von Stadtplänen mit Orten, Plätzen etc., die für Kinder von Bedeutung sind, geschehen 
(vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 76ff.).  

Naturwissenschaftlich-technische Bildung 

Im Bildungsbereich naturwissenschaftlich-technische Bildung sollen Kinder die Mög-
lichkeit erhalten, sich selbsttätig und forschend mit der Welt und deren Phänomenen 
auseinanderzusetzen, um Fragestellungen für sich zu beantworten. Selbstbildung soll 
hier durch die eigenständige Aneignung mit der Welt geschehen. Naturerfahrungen sind 
von besonderer Bedeutung (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 45–51). 

Ökologische Bildung 

Kinder leben und lernen im natürlichen Lebenszyklus ihrer Umwelt und erfahren die 
Gesetzmäßigkeiten und den Nutzen der Natur. Der Bildungsbereich ökologische Bil-
dung will Kindern einen achtsamen Umgang mit der Natur und den natürlichen Res-
sourcen lehren. Als mögliche Umsetzungsideen dieses Bildungsbereiches nennen die 
Grundsätze der Bildungsförderung unter anderem folgende Beispiele: Beteiligung an 
Aktionen wie „Unsere Stadt/Gemeinde soll sauberer werden“, Beobachtungen in der 
näheren Umgebung, des Stadtteils, der Stadt/Gemeinde/des Dorfes und deren Verände-
rungen, Durchführung von Projekten im Jahresverlauf, Mobilität – Wie komme ich in 
die Kindertagesstätte- oder Kooperationen mit Partnern vor Ort, wie zum Beispiel den 
Umwelt- und Naturschutzverbänden (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 83–86). 

Medien 

Der abschließende Bildungsbereich Medien beinhaltet die Auseinandersetzung von 
Kindern mit alten und neuen Medien wie Computer, Handy, Fernsehen, Internet etc. Die 
Kinder sollen Kompetenzen im Umgang mit Medien erlernen, um diese auch bei ihrer 
Auseinandersetzung und Aneignung der Welt mit einzubeziehen. Dafür müssen Kindern 
mediale Erfahrungsräume ermöglicht werden (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 87ff.). 

Diese Bildungsbereiche werden in enger Zusammenarbeit mit den Eltern umgesetzt. Die 
familiäre Lebenswelt soll berücksichtigt und es ein Transfer des Wissens und Lernens 
zwischen Elternhaus und Kindertagesstätte realisiert werden (vgl. MFKJKS & MSW 
2010, S. 91f.). Als Basis eines regelmäßigen Austausches dienen die Beobachtungen 
und Dokumentationen der Fachkräfte. Sie zielen darauf ab, jedes Kind individuell und 
entsprechend seiner Fähigkeiten zu sehen und zu fördern (vgl. MFKJKS & MSW 2010, 
S. 98–101). Die Grundsätze der Bildungsförderung setzen eine stetige Fort- und Wei-
terbildung der Fachkräfte im Sinne des lebenslangen Lernens voraus. Des Weiteren 
setzen die Grundsätze zur Bildungsförderung auf die Schaffung von weiteren regionalen 
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Bildungsnetzwerken, denen ein ganzheitliches Bildungs- und Erziehungsverständnis 
zugrunde liegen soll, um im Rahmen von Kooperationen und Vernetzungen der Bil-
dungsakteure den Kindern bessere Bedingungen und vielfältigere Gelegenheiten für 
Bildung bieten zu können (vgl. MFKJKS & MSW 2010, S. 94/97). 

Bei der Auseinandersetzung mit den Grundsätzen zur Bildungsförderung zeigen sich 
vielfältige Aspekte, die für die forschungsleitenden Fragestellungen relevant und inte-
ressant sind. Kinder sollen sich im Rahmen von eigenständiger Auseinandersetzung ihre 
Umwelt aneignen und deren Gesetzmäßigkeiten kennenlernen. Die pädagogische Insti-
tution soll hier den Rahmen und die Anleitung, zum Beispiel im Rahmen von Stadt-
teilerkundungen oder unter Einbeziehung des Lebenszyklus der Natur in den pädagogi-
schen Alltag, schaffen. Des Weiteren werden Kooperationen und hier insbesondere die 
kommunalen Bildungslandschaften thematisiert, die die Bildung von Kindern im Nah-
raum fördern und verbessern sollen.  

2.2	Das	Projekt	Familienzentrum	NRW	

Familienzentren in NRW sind eine Angebotsform von familienunterstützenden Institu-
tionen, die in den letzten Jahren in NRW an Beachtung und Bedeutung gewann. Als im 
Jahr 2004 im Rahmen eines familienpolitischen Gesamtkonzeptes der Gedanke der 
Weiterentwicklung von Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren, zur Förderung 
von Familien angestoßen wurde, förderten mehrere Bundesländer eine solche Weiter-
entwicklung unter Bezeichnungen wie „Eltern-Kind-Zentren“, „Elternkompetenzzen-
tren“, „Häuser für Kinder und Eltern“, „Kinder- und Familienzentren“ sowie in Nord-
rhein-Westfalen die Familienzentren NRW. Alle Konzepte haben das Anliegen, Unter-
stützungsangebote für Familien kooperativ und gebündelt anzubieten. Familienzentren 
in NRW sind somit weiterentwickelte Kindertageseinrichtungen, die die Antwort auf 
den gesellschaftlichen Wandel und die damit einhergehenden veränderten Anforder-
ungen an Familien darstellen (vgl. Diller & Schelle 2009, S. 8/13), denn die Bildungs-
möglichkeiten für Kinder werden heute nicht mehr ausschließlich im familiären Kontext 
gesehen. Immer mehr wird hier die öffentliche Verantwortung gestärkt, „dabei ist die 
zentrale Zielrichtung die Gestaltung eines kommunal abgestimmten Systems von Bil-
dung, Betreuung und Erziehung, das ein lebensweltlich orientiertes Netzwerk an Unter-
stützung, an Bildungsförderung und frühen Hilfen für Familien bietet“ (Maykus 2008, 
S. 71). Vor ca. 30 Jahren herrschte in Deutschland noch die Annahme vor, dass Eltern 
generell in der Lage sind, ihre Kinder im Vorschulalter ohne institutionelle Unter-
stützung zu erziehen. Aufgrund des gesellschaftlichen Wandels, der u. a. Aspekte wie 
berufliche Flexibilität, die die Organisation und Vereinbarkeit von Familienleben und 
Beruf erschwert, die steigende Anzahl von Familien in prekären Lebenslagen, zum 
Beispiel ohne gesicherten Arbeitsplatz, oder die Vielfalt von Familienformen mit sich 
brachte, steigt die Bedeutung von institutioneller Kinderbetreuung (vgl. Diller & Schel-
le 2009, S. 9 in Bezugnahme auf den siebten Familienbericht 2005). Gestützt wurden 
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diese Erkenntnisse des Weiteren durch die repräsentative Studie „Eltern unter Druck – 
Selbstverständnisse, Befindlichkeiten und Bedürfnisse von Eltern in verschiedenen 
Lebenswelten.“ Zentral war in dieser Untersuchung die Frage, wie es Eltern in Deutsch-
land geht und was sie gegebenenfalls benötigen. Die Studie kam zu der Erkenntnis, dass 
sich die Anforderungen an Eltern verändert haben und Eltern sich hier vielfach überfor-
dert und nicht ausreichend unterstützt fühlen (vgl. Diller & Schelle 2009, S. 9f.). 

In Anlehnung an diese Erkenntnisse entstand in Nordrhein-Westfalen der Gedanke, dass 
das Bundesland NRW zum kinder- und familienfreundlichsten Land in Deutschland 
werden sollte. Daraus ist das Landesprojekt Familienzentrum NRW entstanden. Die 
Pilotphase des Projektes lief von 2006 bis 2007; in dieser Zeit entwickelten sich 257 
Kindertageseinrichtungen zu Familienzentren weiter. Zudem schlossen sich einige  
Kindertageseinrichtungen zu einem sogenannten Verbundfamilienzentrum zusammen, 
so dass im Oktober 2007 261 Einrichtungen das Gütesiegel Familienzentrum NRW 
trugen. Im Rahmen einer formativen Evaluation konnten während der Pilotphase erste 
Erkenntnisse in den laufenden Entwicklungsprozess mit eingebracht werden. Somit gab 
es im Herbst 2007 bereits einen ersten Bericht über die Erfahrungen der Piloteinrichtun-
gen sowie erste Ergebnisse aus empirischen Befragungen dieser und einer Vergleichs-
gruppe von Kindertageseinrichtungen, die kein Familienzentrum werden wollten (vgl. 
Meyer-Ullrich, Schilling & Stöbe-Blossey 2008 zit. in Tietze, Lee & Schreiber 2008,   
S. 4). Zwischenergebnisse dieser Art wurden regelmäßig bei Veranstaltungen und Gre-
mien vorgestellt. Diese Ergebnisse wurden dann wiederum genutzt, um Fragestellungen 
weiterzuentwickeln und Ergebnisse neu zu interpretieren (vgl. Tietze, Lee & Schreiber 
2008, S. 4). Im Kindergartenjahr 2012/2013 waren insgesamt 2950 Familienzentren 
geschaffen.  

Familienzentren sollen verstärkt in sozial benachteiligten Regionen geschaffen werden; 
hier wird der Bedarf nach solch einer Institution als besonders hoch eingestuft (vgl. 
MGFFI 2013, S. 3). Kindertageseinrichtungen haben einen besonderen Stellenwert als 
familienunterstützende Institution und eignen sich daher für den Ausbau zu Familien-
zentren:  

- Kindertageseinrichtungen sind umfangreich in allen Regionen verbreitet und 
befinden sich meist in unmittelbarer Wohnortnähe der Familien. Insgesamt be-
suchen ca. 90 % (Zahlenspiegel des Deutschen Jugendinstitut 2007) der Kinder 
im Alter von drei bis sechs Jahren eine Kindertageseinrichtung. Somit nutzen 
viele Eltern dieses freiwillige Angebot, woraus sich eine hohe Akzeptanz 
schließen lässt. Ebenso können daher viele Familien, so auch Familien mit Be-
lastungen und Nöten, erreicht werden.  

- Im Regelfall besuchen Kinder ca. mindestens drei Jahre lang eine Kindertages-
einrichtung, somit entsteht eine intensive Beziehung zwischen der Familie und 


